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Integration ist Teilhabe 
 

Podiumsdiskussion und Ausstellung 
am 22. Juni 2009 in Halle 

 
Veranstalter: Aktion Gemeinsinn e.V. 

in Kooperation mit der Stadt Halle 
 
 
 

 
Teilnehmer:  

- Prof. Christian Pfeiffer, Minister a. D., Kriminologisches Forschungsinstitut Hannover 
- Dr. Karamba Diaby, stellv. Vorsitzender des Bundesausländerbeirates, Halle 
- Holger Hövelmann, Minister des Innern Sachsen-Anhalt 
- Susi Möbbeck, Integrationsbeauftragte des Landes 
- Petra Schneutzer, Integrationsbeauftragte Stadt Halle 

 

Grußwort: Oberbürgermeisterin Dagmar Szabados 

 

Moderation: 
- Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast, Vorstandsvorsitzende der Aktion Gemeinsinn 
- Christel Riemann-Hanewinckel MdB 

 

Warum hat die Aktion Gemeinsinn zu 
dieser Podiumsdiskussion im Rahmen 
einer Reihe von Veranstaltungen zum 
Thema Integration ausgerechnet nach 
Halle eingeladen?  

Hierzu Frau Dr. Sonntag-Wolgast, 
die Vorsitzende der Aktion Gemeinsinn: 
α½ǳƴŅŎƘǎǘ ŜƛƴƳŀƭΣ ǿŜƛƭ ǿƛǊ ǳƴǎ ƛƴ ŜƛƴŜǊ 
ostdeutschen Stadt befinden. In den 
neuen Ländern (...) ist der Ausländer-
Anteil ziemlich gering. Das hindert Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
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Eine armenische Tanzgruppe eröffnet 
den ersten Teil der Tagung 

Eine afrikanische Trommelgruppe den 
zweiten 

Rechtsextremisten jedoch nicht, mit der widerlichen Waffe der Fremdenfeind-lichkeit Angst 
und Hass zu schüren. Nun verfügt Halle zwar auch über eine kleine rechts-extreme Szene - 
aber auch über ein weit verzweigtes Netz von kommunalen und nicht-staatlichen 
Einrichtungen und Initiativen, die den Zuwanderern in dieser Stadt helfen, die sie beraten, 
die für gegenseitigen Respekt und interkulturelle Begegnungen eintreten. Es gibt seit sechs 
Jahren eine Integrationsbeauftragte hier, und wenn man sich den 10-Punkte-Aktionsplan 
anschaut, den sich Halle selbst verordnet hat, dann staunt man doch über die Vielzahl sehr 
konkreter Maßnahmen, von der Elternhilfe bis zur Wohnungsvergabe oder der Verpflichtung 
der Stadt als Arbeitgeber und Dienstherr, die Chancengleichheit stets im Auge zu behalten. 
Und Halle ist die erste ostdeutsche Stadt, die zwei internationalen Netzwerken beigetreten 
ist, die für die Wahrung der Menschenrechte und gegen Rassismus eintreten. Für eine Stadt 
dieser Größenordnung hat Halle auf diese Weise das Zeug dazu, das Zugpferd in Sachen 
LƴǘŜƎǊŀǘƛƻƴ Ȋǳ ǎǇƛŜƭŜƴΦά 
 
 

Die Oberbürgermeisterin von Halle, Frau Dagmar Szabados, bestätigt, dass Halle gute 

Rahmenbedingungen für die Mitwir-
kung von Ausländern geschaffen hat. 
Die Stadt sei bemüht, das Konzept der 
kulturellen Vielfalt mit allen Rechten 
und Pflichten umzusetzen. Man sei 
sich bewusst, dass eine gelungene 
Integration Voraussetzung für die 
Zukunft einer Stadtgesellschaft sei, 
eine Werbung für die Ansiedlung 
neuer Unternehmen. Allen müsse klar 
sein, dass die Anwesenheit von Zu-
wanderern die Gesellschaft bereichert. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 

Oberbürgermeisterin Dagmar Szabados 
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Prof. Dr. Christian Pfeiffer vom Kriminologischen Forschungsinstitut Hannover hält 

Jugendgewalt für einen Gradmesser dafür, wo eine Stadtgesellschaft steht. Hier zeichne 
sich ein positiver Trend ab ς die Ausländerkriminalität geht zurück.  
 

- Eine Befragung des BMI in 61 Städten und 
Landreisen habe gezeigt: Die Gymnasialquote, 
die als ein Integrationsmesser gilt, ist bei fast 
allen Bevölkerungsgruppen gestiegen, bei Aus-
siedlern hat sie sich verdoppelt (27%; zum 
Vergleich Deutsche: 37%).  

- Je besser die schulische Integration ist, desto 
niedriger ist die Gewaltrate.  

- Je höher die Ausländerquote ist, desto niedriger 
sind Ausländerfeindlichkeit und Rechtsextremis-
mus; Erfahrungen mit Ausländern können offen-
bar Vorurteile korrigieren.  

- Wo Ausländer gleichmäßiger verteilt sind, gelingt die Integration besser und der 
Gymnasialanteil steigt. 

- Es gibt eine Diskrepanz zwischen objektiven Fakten und subjektiver Wahrnehmung: 
Fremde zeigt man schneller an (künstlich erhöhte Anzeigenquote), unter Bekannten 
regelt man Konflikte eher untereinander ohne Polizei. 
 
 

Als Faktoren für eine positive Entwicklung nennt Prof. Pfeiffer: 
- Kampagnen türkischer Organisationen gegen körperliche Züchtigungen und das 

Gewaltschutzgesetz von 2002 haben Erfolge gezeigt. Es ist ein Rückgang inner-
familiärer Gewalt zu verzeichnen (bei Türken von 34% auf 27%, in der deutschen 
Vergleichsgruppe von 9% auf 7%). Positiv haben sich auch die höheren Scheidungs-
raten von Ausländern ausge-
wirkt, was mit einem ver-
mutlichen Rückgang der inner-
familiären Gewalt erklärt 
werden kann. 

- Mit steigender Gymnasialquote 
hat sich in Hannover die Zahl 
der Mehrfachtäter halbiert. In 
München gibt es eine umge-
kehrte Entwicklung; die Haupt-
schulen erweisen sich als eine 
Zusammenballung von Hoch-
belasteten 

- Die Zivilgesellschaft kann eine Quelle für gut gelungene Integration sein. Ein Beispiel 
hierfür ist Hannover, wo ein Buchhändler Studenten für Nachhilfe und Freizeit-
aktivitäten für ausländische Kinder mobilisiert hat; das führte zu neuen sozialen 
Netzwerken. 

 
 
 

Professor Christian Pfeiffer 
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Negative Faktoren: 
- Migrantenkinder verbringen doppelt so viel Zeit vor dem Fernseher oder mit 

Computerspielen; hier besteht ein enger Zusammenhang mit Schulnoten. 
- Männer zeigen sich zunehmend als Verlierer der Entwicklung; das wird u. a. auf 

häufigeren Computerkonsum und Killerspiele zurückgeführt. 
- Ältere Brüder im Zimmer erweisen sich bei Ausländern als Belastungsfaktor 

 
Folgerungen: 

- Es gibt keinen Unterschied in der Intelligenz zwischen Deutschen und Ausländern, 
sondern nur in der Leistung. 

- Gleiche Rahmenbedingungen erzeugen gleiche positive Erfolge oder Gewaltraten. 
- Diese könnten durch Ganztagsschulen mit gemeinsamer Nachmittagsgestaltung 

verbessert werden. Eine Schule, die Lust auf Leben weckt, ist der beste Garant für 
eine erfolgreiche Entwicklung 

 
 
 

Holger Hövelmann, Minister des Innern Sachsen-Anhalt, wehrt sich gegen den negativen 

Ruf des Landes als Nährboden für politische Gewalt und stellt das Integrationskonzept von 
Sachsen-Anhalt vor: 

- Koordinierungsstellen für Integration bieten flächendeckend eine dauerhafte Fach-
beratung für Zuwanderer an. 

- Es gibt Integrationsbeauftragte auf Länder- und Kommunalebene. 
- Richtlinien zur Stärkung der Zusammenarbeit sollen die Koordinierung und Ab-

stimmung erleichtern und eine effiziente Nutzung der knappen Ressourcen 
garantieren. 

- Ziel ist ein lokales Netzwerk für Integration mit einem zentralen Ansprechpartner 
und koordinierten Leistungen. 

Minister Hövelmann betont, dass sich der Erfolg von Integrationsanstrengungen von Bund 
und Ländern auf der kommunalen Ebene zeigt. Hierfür sei eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit 
ebenso notwendig wie die Unterstützung von oben: Integration müsse Chefsache sein. 
 
 
 

Dr. Karamba Diaby, stellv. Vor-

sitzender des Bundesausländerbei-
rates, Halle, stellt zur Situation von 
Migranten in Halle fest: 

- In Halle hat ein Umdenken 
stattgefunden, die Ausländer 
fühlen sich eingeladen, am 
Integrationsprozess mitzuwirken; 
das bürgerschaftliche Engagement 
der Migrantenorganisationen 
müsste allerdings noch stärker 
gefördert und anerkannt wer-
den. 

Dr. Karamba Diaby im Gespräch mit Dr.Cornelie  
Sonntag-Wolgast 
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- Die Zusammenarbeit mit der Integrationsbeauftragten ist gut, Tandemprojekte 
nehmen zu, sollten besonders gefördert werden. 
 

Als Haupthindernisse für die Teilhabe nennt Dr. Diaby: 
- Ausgrenzung, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
- Bundesgesetze, die Residenzpflicht für Asylsuchende und Geduldete vorschreiben 
- Nichtanerkennung mitgebrachter Abschlüsse 

Er fordert:  
- Gleichberechtigtes Mitspracherecht von Migrantenorganisationen in Gremien 
- Qualifizierung von Mitarbeitern der Organisationen 
- Vernetzung der Organisationen  
- Positive Signale von oben 

 
 

Die Integrationsbeauftragte des Landes, Frau Susi Möbbeck, weist auf die spezielle 

Situation in den neuen Bundesländern hin. Hier gebe es weniger Arbeitsmigration. Der 
Schulerfolg sei höher als im Westen; die 
Vietnamesen als größte Ausländer-
gruppe stünden mit ihrer Gymnasial-
quote an der Spitze. Weitere Unter-
suchungen zum schulischen Erfolg von 
Ausländern seien wünschenswert.  
Auch bei der Anerkennung der Bildungs-
abschlüsse habe Sachsen-Anhalt die 
Nase vorne. Der Bund wird hier zur 
Vereinheitlichung aufgefordert. Eine 
Hauptaufgabe sieht Frau Möbbeck in 
der Fortbildung von Mitarbeitern. In 
der Ausbildung, z.B. für die frühkindliche 
Förderung, sei interkulturelles Lernen schon ein festes Modul. Für den Kampf gegen 
Fremdenfeindlichkeit sei es wichtig, Ausländer positiv sichtbar zu machen. 
 
 
 

Nach Einschätzung von Frau Petra 
Schneutzer, der Integrationsbeauf-

tragten der Stadt, ist in Halle 
Integration bereits Teilhabe; Mitglieder 
von Migrantenorganisationen sind 
schon in Ausschüssen vertreten. Sie lobt 
Řŀǎ αIŀƭƭŜǎŎƘŜ .ǸƴŘƴƛǎάΣ ŦƻǊŘŜǊǘ ŀōŜǊ 
mehr Lobbyarbeit und politische 
Unterstützung. Es fehle auch noch eine 
Übersicht, wo man was anerkennen 
lassen könne. 
  

Susi Möbbeck im Gespräch 

Petra Schneutzer im Gespräch 
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In der Diskussion mit dem Publikum wurden interessante Fragen gestellt: 

- Kann der Wille zur Integration an Ethnien festgemacht werden? 
- Wie weit ist der Begriff Migration zu fassen? Sind Enkel noch Migranten? 
- Warum ist die Wahlbeteiligung bei der Wahl des Ausländerbeirats so niedrig? 

 

Verbesserungsvorschläge: 
- Migranten sollten bis in die 3. Generation als solche 

erfasst werden, da sich dort erst Erfolge zeigen. 
- Voraussetzung für eine Beteiligung ist eine auch 

für Ausländer verständliche Information. 
- Die Förderung von Analphabetengruppen ver-

langt größere Kontinuität (zeitlich unbegrenzt). 
- Starre Stadtgrenzen für die Förderung müssten 

dringend aufgehoben werden. 
- Die Vergabe von Fördermitteln sollten an einen 

höheren Ausländeranteil gebunden werden. 
- Die Pro-Kopf-Förderung von Kindertagesstätten 

sollte an qualitative Leistungen gebunden werden. 
 

 

Frau Christel Riemann-Hanewinckel MdB zog am Ende ein Resümee der 

Veranstaltung: Integration ist Teilhabe, nicht Assimilation. Sie ist keine Einbahnstraße, son-
dern ein Prozess des Miteinanders, der 
von beiden Seiten Offenheit verlangt. 
Trotz aller Erfolge gibt es auch in Halle 
noch ungelöste Probleme bei der 
Integration. Die Beispiele haben aber 
gezeigt, dass Erfolge trotzdem möglich 
sind, wenn man insistiert. Voraussetzung 

für die Lösung der Probleme ist das 
Zusammenwirken von Bund, Ländern, 
Gemeinden und Organisationen, also 
ein funktionierendes Netzwerk. 
 

 
Grundsätzlich muss eine Verbesserung der Rahmenbedingungen eingefordert werden: 

- Der Erwerb der deutschen Staatsbürgerschaft muss erleichtert werden; notwendig 
ist auch die Anerkennung doppelter Staatsbürgerschaften. 

- Eine sichere Bleiberechtsregelung muss dringend geschaffen werden. 
- Die Arbeitserlaubnis muss ausgeweitet werden. 
- Die Anerkennung der Bildungsabschlüsse muss verbessert werden. 
- Die Ehegattenzusammenführung muss erleichtert werden. 
- Das kommunale Wahlrecht muss auf Ausländer aus Staaten außerhalb der EU 

ausgedehnt werden. 
 

Denn: Teilhabe ist etwas, was uns allen nützt. 

Gabriele van de Sand und Regina Weeck 
betreuen den Informationsstand der 
Aktion Gemeinsinn 

Petra Schneutzer, Christel Riemann-
Hanewinckel MdB und Susi Möbbeck (v.l.n.r.) 


